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Präsident fle Gaulle in Bonn 
Der französische Staatspräsident, General de Gaulle, kommt 

um 21. Juli 1966 nach Bonn. Er stattet im Rahmen des deutsch­
französischen Freundschaftsvertrages einen Routinebesuch ab. 
Zwei Gesprächsthemen aber geben dem Zusammentreffen 
Präsident de Gaulles mit Bundeskanzler Erhard besonde1es 
Gewicht: De Gaulles Reise in die Sowjelunion und die 
weitere Stationierung französischer Truppen in der Bundes­
republik Deutschland. 

De Gaulle hat mit seinem Staatsbesuch in der UdSSR einen 
bedeutendere. Beitrag zu:r psychologischen Entkrampiung des 
Ost-West-Verhältnisses in Buropa geleistet. Dies vor aHem 
hat die Bundesregierung begrüßt, weil jede Entspannung auch 
dem Friedenswillen und den nationalen Interessen des deut­
schen Volkes entspricht. 

Der französische Staatspräsident hat seine Bemühung·en 
in Moskau - vor den Augen der Welt - als Europäer und 
als Freund de1 Deutschen unternommen. Seine unmißver­
ständliche Haltung in der deutschen Frage hat den sowjeti­
schen Führern erneut gezeigt, daß ein wider den Volkswillen 
kommunistisch regiertes. Mitteldeufschland das wahre Hin-

Umrissen sichtbar gewordene Revolution des Atomzeitalters 
an ihnen vorübergeht. Wie sollten sie das zur Modernisierung 
ihrer WirtscbJlft erforderEehe Kapital beschaffen können, nach­
dem die Preise der von ihnen gelieferten Rohstoffe fluktuieren 
und zur Rückläufigkeit tendieren, während die Preise für 
industrielle Investitionsgüter immer mehr ansteigen? Es ist 
Zeit, sich der Ursache so vieler Leiden anzunehmen, damit 
keine Katastrophe über die Welt hereinbricht. 

Nach dem Kriege erwies sich der Marshall-Plan auf dem 
damals verwüsteten Boden Europas durch seine Konzeption, 
seinen Umfang und seine Auswirkungen als eine historische 
Bekundung zwischenmenschlicher Zusammengehörigkeit. Er hat 
in beträchtlichem Umfang zur Wiederbelebung der Wirtschaft 
der europäischen Länder beigetragen, die bereits über eine 
hochentwickelte technologische und industrielle Struktur ver­
fügten. Er hat diese Länder gezwungen, sich miteinander abzu­
stimmen, um gemeinsam eine Inventur des Bedarfs und der 
vorhandenen Mittel durchzuführen, und dadurch ihre Ver­
söhnung gefördert. Er hat sie in die Lage versetzt, zur optimalen 
Verwendung der amerikanischen Hilfe zusammenzuwirken. 
Auf solche Weise hat er den. wirtschaftlichen Einigungsprozeß 
in Europa miteingeleitet. 

Ist es wirklichkeitsfremd, ist es anmaßend, die Aufstellung 
eines ähnlichen, die ganze Welt umfassenden und von jeglicher 
Ideologie freien Plans zu wünschen? 

Es darf in der Geschichte unserer Zeit nicht heißen, nur 
reiche Länder hätten in befriedigendem Umfang zusammen­
gehalten und einander geholfen! Es darf in der Geschichte 
nicht heißen, die armen Länder hätten weder ausreichend noch 
zu gegebener Zeit bei den Großmächten Verständnis und Hilfe 
gefunden! 

Es wäre freilich zu begrüßen, wenn die Entwicklungsländer 
einzeln und gemeinsam sich bemühen würden, die internatio­
nale Hilfsbereitschaft zu fördern und zu verdienen. Auf solche 
Weise würden wir uns in der Kunst üben, methodisch mit 
unserer eigenen Wirklichkeit fertig zu werden. Wir würden 
auf die bequeme Politik der Sündenböcke verzichten, die den 
Neo-Kolonialismus, den Imperialismus oder die Reaktion für 
unsere Mißerfolge verantwortlich macht. Auf soldle Weise 
würden wir den Weg zu unserer Rettung finden, den Weg der 
Regionalunionen zwischen Ländern, die manches gemeinsam 
haben, und vielleicht eines Tages der Union im kontinentalen 
Rahmen. Auf solChe Weise würden wir uns selbst helfen, bis 
auch der Himmel schließlich uns zu Hilfe käme - in der 
Gestalt Amerikas, Europas oder der UdSSR. 

Dies sind, Herr Bundespräsident, die Gedanken, die mein 
Besuch in Ihrem Lande mir eingibt, da Sie mit Ordnung, 
Disziplin, Ernsthaftigkeit und Zielstrebigkeit es vermocht 
haben, einen gesunden und einflußreichen Staat, eine expan­
dierende Gesellschaft, eine blühende, vertrauenswürdige Na­
tion aufzubauen, die mit jedem Tage immer mehr von ihrem 
Gewicht in der Welt zurückgewinnt und sich mit jedem Tage 

dernis für die normale Entwicklung einer fruchtbaren Zu­
sammenarbeit aller europäischen Staaten ist. 

Die Beziehungen zwischen Frankreich und Deutschland 
weiden zum überwiegenden Teil beherrscht von Einsicht, Ver­
nunft und InteressengleichheiL Herrscht dfeses Bewußtsein 
auf beiden Seiten vor, so kann sich die Politik beider Staaten 
um gemeinsamen Nutzen und am Nutzen Europas ausrichten. 
Es ist dann aber auch möglich, Lösungen für jene Fragen zu 
finden, in denen die beiderseitigen nationalen Vorstellungen 
nicht ganz kongruent sind. 

In diesem Sinne wird am 21. Juli die Frage des Verblei­
bens französischer Streitkräfte auf deutschem Boden nach 
deren Ausscheiden aus der Integration der NATO zwischen 
Bundeskanzler Erhard und Präsident de Gaulle behandelt 
werden. Die Bundesregierung sieht in den französischen 
Truppen nicht nur Verbündete, die unsere militärische Sicher­
heit erhöhen. Sie sieht in ihrem Verbleib auch eine De­
monstration der Gemeinsamkeit zweier moderner, souveräner 
Staaten. 

Die deutsche Offentlichkeit heißt in Präsident de Gaulle den 
Staatsmann, den Verbündeten und den Freund willkommen. 

immer eindeutiger als der unermüdliche Förderer der eigenen 
Einheit im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft behauptet. 

Darin, Herr Bundespräsident, besteht Ihr großer Sieg, der 
schönste und denkwürdigste Sieg, den das deutsche Volk im 
Verlauf seiner langen Geschichte errungen hat. 

Gestatten Sie, Herr Bundespräsident, daß ich, indem ich 
Ihnen zu Ehren mein Glas erhebe, den innigsten Wunsch aus­
spreche, möge ein mit sich selbst ausgesöhntes Deutschland 
unter Ihrer weisen Führung in Frieden und Wohlstand seine 
Wiedervereinigung erleben! 

Delegierte der FILDIR beim Bundespräsidenten 
Die Pressestelle des Bundespräsidenten teilt mit: Der 

Bundespräsident empfing am 19. JuU 1966 die Delegierten der 
FILDIR, der europäischen Organisation der Verfolgtenver­
bände und Widerstandskämpfer, die aus Anlaß der Gedenk­
feier des 20. Juli eine Tagung in Bann abhielt Der Bundes­
präsident begrüßte die Delegierten persönlich. In · einer 
längeren Ansprache brachte er auf Grund seiner eigenen 
Verfolgung unter dem nationalsozialistischen Regime seine 
Solidarität mit den Verfolgten und Widerstandskämpfern zum 
Ausdruck. 

Die Präsidentin der FILDIR, Frau Jakoba Engel (Nieder­
lande), dankte in einer Erwiderung. Dabei erwähnte sie einige 
Fragen und Probleme, die den Verfolgten in ihrem Verhältnis 
zur Bundesrepublik am Herzen liegen. Auch sie betonte ihre 
Genugtuung über die gemeinsamen Anstrengungen für Ver­
ständigung und Frieden, die durch den Empfang durch den 
Bundespräsidenten gekennzeichnet seien. 

Anschließend gab der Bundespräsident in einem längeren 
Beisammensein seinen Gästen Gelegenheit zu einer Unter­
haltung über sie bewegende Fragen, auf die er ausführlich 
einging. 

Bundesminister Höcherl in Rom 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten teilt mit: Bundesernährungsminister Höcherl flog am 
18. Juli 1966 zu einem kurzen Besuch nach Rom, um no~h vor 
Beginn der nächsten Mini,sterrats-Sitzung mit seinem italie­
nischen Kollegen Restivo, die noch offen stehenden Fragen 
zur Europäischen Agrarmarktordnung zu besprechen. Insbe­
sondere will Bundesminister Höcherl die deutschen Vorstel­
lungen zur EWG-Regelung auf dem Obst- und Gemüsesektor 
darlegen. 

Wahlkonsulat eröffnet 
Das Auswärtige Amt teilt mit: Das Wahlkonsulat der Bun­

desrepublik Deutschland in Naestved/Dänemark ist am 11. Mai 
1966 eröffnet worden. Konsul ist Herr Poul Lehmann Sivertsen. 
Der Amtsbezirk umfaßt das Amt Praestö. Die Anschrift lautet: 
P.O. Box 9, Naestved, Fernsprecher: 72 15 36, Telegramm-
anschrift: Goergens, Fernschreiber: 5959-Goergens. · 


